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Leitlinien
Gesellschaftliche Mitbestimmung
„Nichts über uns, ohne uns!“ so lautet ein Leitsatz der Selbstvertretung von Menschen mit 
Behinderung. Eine der Grundvoraussetzungen für diese gesellschaftliche Mitbestimmung ist 
das allgemeine Wahlrecht.

Im Sinne der Inklusion sollten zukünftig mehr Menschen von ihrem Wahlrecht Ge-
brauch machen können.

Gleiches Wahlrecht für alle
Menschen mit Behinderung haben das gleiche Wahlrecht wie alle anderen Menschen auch. 
Ausgenommen sind derzeit noch Personen, die eine rechtliche Betreuung in allen Belangen 
haben. Die Lebenshilfe setzt sich für eine Veränderung des Bundeswahlgesetzes (§13 Nr. 2) 
ein, damit in Zukunft alle Menschen mit Behinderung – unabhängig von Ihrem Hilfebedarf 
– wählen können. Die von Deutschland im Jahr 2009 ratifizierte UN-Behindertenrechtskon-
vention (BRK) unterstreicht in Artikel 29 diese politischen Rechte von Menschen mit Behin-
derungen.

Vielleicht haben Sie Zweifel, ob Ihre betreute Person die notwendigen Fähigkeiten 
hat, die für eine freie Wahl notwendig sind. Besprechen Sie Ihre Zweifel offen – mit 
der Person selbst, Angehörigen oder Ihrem Vorgesetzten.

Beachten Sie: Wer Wahlberechtigte an der Ausübung ihres Wahlrechtes hindert, 
macht sich strafbar. Dazu zählt auch das bewusste Zurückhalten oder Vernichten der 
zugesandten Wahlbenachrichtigung.

Sollte Ihrer betreuten Person keine Wahlbenachrichtigung zugesandt werden, sollten 
Sie beim zuständigen Rathaus sicherstellen, dass die Person korrekt im Wählerver-
zeichnis des Wohnortes eingetragen ist.

Assistenz bei den Vorbereitungen zur Wahl
Betreuern von Menschen mit Behinderung kommt bei der Ausübung des Wahlrechtes von 
Menschen mit Behinderung eine besonders wichtige Aufgabe zu. Vielen Menschen mit Be-
hinderung ist es nur mit Assistenz möglich, wählen zu gehen.

Ermutigen Sie Menschen mit Behinderung aktiv, Ihr Wahlrecht auszuüben – unter-
stützen Sie dabei nicht nur bei der Mobilität, sondern auch bei der inhaltlichen Vor-
bereitung auf das Wahlverfahren und die Wahlmöglichkeiten. Mit den beiliegenden 
Unterlagen und Broschüren erhalten Sie die notwendigen Informationen zum Wahl-
verfahren (auch in Leichter Sprache).

Vor allem anderen steht dabei die inhaltliche Entscheidung und die Frage: Welcher 
Kandidat oder welche Partei passt zu meinen Werten und Vorstellungen? Besprechen 
Sie die Wahlmöglichkeiten mit Ihrer betreuten Person. Nutzen Sie dazu auch die In-
formationsmöglichkeiten der Parteien und Kandidaten (nach Verfügbarkeit: Wahl-
programme in Leichter Sprache) und beraten Sie. Gerade mit Blick auf Menschen 
mit schwerer Behinderung ist diese Unterstützung eine anspruchsvolle Aufgabe.  
Doch keine Sorge, ein offener, den individuellen Fähigkeiten jedes Einzelnen ange-
passter, Austausch über die inhaltliche Ausrichtung von Parteien und Kandidaten 
stellt keine Wahlbeeinflussung dar.

Leitlinien
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Leitlinien

Unterstützung beim Wählengehen vor Ort
Auch bei der eigentlichen Wahl im Wahllokal kann sich ein Wähler mit Behinderung un-
terstützen lassen. Paragraf 57 der Bundeswahlordnung sieht vor, dass ein Wähler, der nicht 
lesen kann, seine Stimme im Wahllokal mit Hilfe einer anderen Person abgeben kann, die er 
selbst aussucht. Gleiches gilt, wenn ein Wähler aufgrund seiner körperlichen Einschränkung 
daran gehindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder selbst in die Wahlurne 
zu werfen.

Der Anspruch auf Assistenz endet also nicht im Wahllokal – Menschen mit Unter-
stützungsbedarf können sich auch in der Wahlkabine helfen lassen. Der Wähler mit 
Behinderung muss gegenüber den Wahlhelfern und dem Wahlvorstand im Wahllo-
kal bekannt geben, dass er sich bei der Wahl von einer anderen Person unterstützen 
lassen will. Die assistierende Person darf dann auch gemeinsam mit dem Wähler mit 
Behinderung die Wahlkabine aufsuchen, wenn dies erforderlich ist. Der Unterstützer 
ist zur Geheimhaltung der Wahl verpflichtet. Wer ohne Assistenzperson wählen geht, 
darf die Unterstützung auch vom Wahlvorstand vor Ort einfordern. Dadurch soll es 
jedem möglich sein, an der Wahl teilzunehmen.
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Die UN-Behinderten-
rechtskonvention
Das Wahlrecht ist in einer Demokratie ein wesentliches  
Grundrecht. 
Im Dezember 2006 hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen (UN) das Überein-
kommen über die Rechte von Menschen mit Behinderung verabschiedet. Ziel der UN-Kon-
vention ist es, ihnen die Teilhabe an allen gesellschaftlichen Prozessen zu garantieren. Die-
ses Menschenrecht in den Alltag umzusetzen ist nun Aufgabe der UN-Mitgliedsstaaten: Seit 
März 2007 sind sie dazu aufgerufen, den Vertrag zu unterschreiben und damit die Rechte 
von Menschen mit Behinderung durchzusetzen.

Seit März 2009 ist die UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) in Deutschland geltendes 
Recht. Zwar waren in der deutschen Gesetzgebung schon vorher einige Regelungen ent-
halten, um die Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderung durchzusetzen: So ver-
bietet beispielsweise das Grundgesetz die Benachteiligung von Menschen mit Behinderung 
(Art. 3 Abs. 3). Auch das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) verfolgt dieses Ziel und im 
Sozialgesetzbuch ist das Recht auf Teilhabe am gesellschaftlichen Leben festgelegt (SGB IX). 
Dennoch gibt es viele Bereiche, in denen die UN-Konvention weiter geht und der deutschen 
Gesetzgebung wichtige Impulse gibt.

Sie setzt wichtige, verpflichtende Impulse für den Bereich der politischen Partizipation von 
Menschen mit Behinderungen. Dies betrifft auch das Recht, zu wählen und gewählt zu wer-
den. Artikel 29 legt bezüglich des aktiven Wahlrechts fest, dass Wahlverfahren, Wahlein-
richtungen und Wahlmaterialien geeignet, zugänglich sowie leicht zu verstehen und zu 
handhaben sein müssen. Bei der Stimmabgabe sollen die Vertragsstaaten erlauben, dass sich 
Menschen mit Behinderungen im Bedarfsfall auf ihren Wunsch bei der Stimmabgabe durch 
eine Person ihrer eigenen Wahl unterstützen lassen.

Artikel 1 – Zweck 
Zweck dieses Übereinkommens ist es, den 
vollen und gleichberechtigten Genuss al-
ler Menschenrechte und Grundfreiheiten 
durch alle Menschen mit Behinderungen zu 
fördern, zu schützen und zu gewährleisten 
und die Achtung der ihnen innewohnenden 
Würde zu fördern. Zu den Menschen mit 

Behinderungen zählen Menschen, die lang-
fristige körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie 
in Wechselwirkung mit verschiedenen Barri-
eren an der vollen, wirksamen und gleichbe-
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hin-
dern können. 

Artikel 3 – Allgemeine Grundsätze 
Die Grundsätze dieses Übereinkommens 
sind: 

a) die Achtung der dem Menschen innewoh-
nenden Würde, seiner individuellen 

Autonomie, einschließlich der Freiheit, eige-
ne Entscheidungen zu treffen, sowie seiner 
Unabhängigkeit; 

b) die Nichtdiskriminierung; 

 Die UN-Behindertenrechtskonvention
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 Die UN-Behindertenrechtskonvention

c) die volle und wirksame Teilhabe an der 
Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesell-
schaft; 

d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit 
von Menschen mit Behinderungen und die 
Akzeptanz dieser Menschen als Teil der 
menschlichen Vielfalt und der Menschheit; 

e) die Chancengleichheit; 

f) die Zugänglichkeit; 

g) die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau; 

h) die Achtung vor den sich entwickelnden 
Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen 
und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung 
ihrer Identität. 

Artikel 29 – Teilhabe am politischen und öffentlichen 
Leben
Die Vertragsstaaten garantieren Menschen 
mit Behinderungen die politischen Rechte 
sowie die Möglichkeit, diese gleichberech-
tigt mit anderen zu genießen, und verpflich-
ten sich,

a.	 sicherzustellen, dass Menschen mit Behin-
derungen gleichberechtigt mit anderen 
wirksam und umfassend am politischen 
und öffentlichen Leben teilhaben kön-
nen, sei es unmittelbar oder durch frei 
gewählte Vertreter oder Vertreterinnen, 
was auch das Recht und die Möglichkeit 
einschließt, zu wählen und gewählt zu 
werden; unter anderem

i.	 stellen sie sicher, dass die Wahlverfah-
ren, -einrichtungen und -materialien 
geeignet, zugänglich und leicht zu ver-
stehen und zu handhaben sind;

ii.	 schützen sie das Recht von Menschen 
mit Behinderungen, bei Wahlen und 
Volksabstimmungen in geheimer Ab-
stimmung ohne Einschüchterung ihre 
Stimme abzugeben, bei Wahlen zu 
kandidieren, ein Amt wirksam innezu-
haben und alle öffentlichen Aufgaben 
auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit 
wahrzunehmen, indem sie gegebe-
nenfalls die Nutzung unterstützender 
und neuer Technologien erleichtern;

iii.	garantieren sie die freie Willensäuße-
rung von Menschen mit Behin-derun-
gen als Wähler und Wählerinnen und 
erlauben zu diesem Zweck im Bedarfs-
fall auf Wunsch, dass sie sich bei der 
Stimmabgabe durch eine Person ihrer 
Wahl unterstützen lassen;

b.	aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Men-
schen mit Behinderungen ohne Diskrimi-
nierung und gleichberechtigt mit anderen 

wirksam und umfassend an der Gestal-
tung der öffentlichen Angelegenheiten 
mitwirken können, und ihre Mitwirkung 
an den öffentlichen Angelegenheiten zu 
begünstigen, unter anderem

i.	 die Mitarbeit in nichtstaatlichen Orga-
nisationen und Vereinigungen, die sich 
mit dem öffentlichen und politischen 
Leben ihres Landes befassen, und an 
den Tätigkeiten und der Verwaltung 
politischer Parteien;

ii.	 die Bildung von Organisationen von 
Menschen mit Behinderungen, die sie 
auf internationaler, nationaler, regi-
onaler und lokaler Ebene vertreten, 
und den Beitritt zu solchen Organisa-
tionen.

aus: Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen vom 13. 
Dezember 2006 

Quelle: Bundesgesetzblatt (BGBL) 2008 II, 
S. 1419 
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Gesetzliche Regelungen
In Deutschland steht nach dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Allgemeinheit der 
Wahl auch behinderten Menschen das aktive und passive Wahlrecht bei Bundestags-, Land-
tags- und Kommunalwahlen zu (Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG und Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG). Für 
Europawahlen ist dieser Grundsatz in § 1 Abs. 1 des Europawahlgesetzes festgelegt. Das 
Wahlrecht des Bundes und der Länder stellt bei allen Wahlen auf den verschiedenen Ebenen 
sicher, dass Wahlverfahren und Wahlhergang frei von Benachteiligungen für behinderte 
Menschen sind.

Das baden-württembergische Kommunalwahlgesetz schreibt ausdrücklich vor, dass ein 
Wahlberechtigter, der nicht schreiben oder lesen kann oder der wegen einer körperlichen 
Beeinträchtigung gehindert ist, seine Stimme allein abzugeben, sich der Hilfe einer Person 
seines Vertrauens bedienen kann.

Die gesetzlichen Regelungen werden in Auszügen wiedergegeben.

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland

Art 28 
(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den 
Ländern muß den Grundsätzen des repub-
likanischen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes 
entsprechen. In den Ländern, Kreisen und 
Gemeinden muß das Volk eine Vertretung 
haben, die aus allgemeinen, unmittelba-
ren, freien, gleichen und geheimen Wahlen 
hervorgegangen ist. Bei Wahlen in Kreisen 

und Gemeinden sind auch Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Gemeinschaft besitzen, 
nach Maßgabe von Recht der Europäischen 
Gemeinschaft wahlberechtigt und wähl-
bar. In Gemeinden kann an die Stelle einer 
gewählten Körperschaft die Gemeindever-
sammlung treten. 

Art 38 
1.	 Die Abgeordneten des Deutschen Bun-

destages werden in allgemeiner, unmit-
telbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des 
ganzen Volkes, an Aufträge und Wei-
sungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen.

2.	 Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet hat; wählbar ist, 
wer das Alter erreicht hat, mit dem die 
Volljährigkeit eintritt.

3.	 Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

Bundeswahlgesetz (BWG)

§ 12 Wahlrecht
(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundge-
setzes, die am Wahltage

1.	das achtzehnte Lebensjahr vollendet ha-
ben,

2.	seit mindestens drei Monaten in der Bun-
desrepublik Deutschland eine Wohnung 
innehaben oder sich sonst gewöhnlich 
aufhalten,

3.	nicht nach § 13 vom Wahlrecht ausge-
schlossen sind.

Gesetzliche Regelungen
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Gesetzliche Regelungen

§ 13 Ausschluß vom Wahlrecht
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, 

1.	wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht 
nicht besitzt,

2.	derjenige, für den zur Besorgung aller sei-
ner Angelegenheiten ein Betreuer nicht 
nur durch einstweilige Anordnung be-
stellt ist; dies gilt auch, wenn der Aufga-
benkreis des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 

und § 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Angelegenheiten nicht er-
faßt,

3.	wer sich auf Grund einer Anordnung nach 
§ 63 in Verbindung mit § 20 des Strafge-
setzbuches in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus befindet.

Kommunalwahlgesetz Baden-Württemberg
§ 19 Stimmabgabe
(1) Der Wahlberechtigte kann seine Stimme 
nur persönlich abgeben. Ein Wahlberechtig-
ter, der nicht schreiben oder lesen kann oder 
der wegen einer körperlichen Beeinträchti-

gung gehindert ist, seine Stimme allein ab-
zugeben, kann sich der Hilfe einer Person 
seines Vertrauens bedienen.

Kommunalwahlordnung Baden-Württemberg
§ 10 Wahlscheinanträge
(1) Die Erteilung eines Wahlscheines kann 
schriftlich oder mündlich beim Bürgermeister 
beantragt werden. Die Schriftform gilt auch 
durch Telegramm, Fernschreiben, Fernkopie 
oder durch sonstige dokumentierbare Über-
mittlung in elektronischer Form als gewahrt; 
eine fernmündliche Antragstellung ist un-
zulässig. Der Antragsteller muss Familienna-
men, Vornamen, Geburtsdatum und seine 

Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Post-
leitzahl, Ort) angeben. Wer den Antrag für 
einen anderen stellt, muss durch Vorlage ei-
ner schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass 
er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahl-
berechtigter kann sich der Hilfe einer ande-
ren Person bedienen; § 30 gilt entsprechend.

§ 23 Wahlräume, Wahlurnen
(1) Der Bürgermeister bestimmt für jeden 
Wahlbezirk einen Wahlraum. Die Wahlräu-
me sollen nach den örtlichen Verhältnissen 
so ausgewählt und eingerichtet werden, 
dass allen Wahlberechtigten, insbesonde-
re behinderten und anderen Menschen mit 

Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnah-
me an der Wahl möglichst erleichtert wird. 
Der Bürgermeister teilt frühzeitig und in ge-
eigneter Weise mit, welche Wahlräume bar-
rierefrei sind.

§ 30 Stimmabgabe behinderter Wähler
(1) Ein an der Stimmabgabe behinderter 
Wähler, der sich nach § 19 Abs. 1 Satz 2 des 
Kommunalwahlgesetzes der Hilfe einer an-
deren Person bedienen will, gibt dies dem 
Wahlvorstand bekannt. 

Hilfsperson kann auch ein vom Wähler be-
stimmtes Mitglied des Wahlvorstandes sein.

(2) Die Hilfeleistung muss sich auf die Erfül-
lung der Wünsche des Wählers beschränken. 

Die Hilfsperson darf gemeinsam mit dem 
Wähler die Wahlkabine aufsuchen, soweit 
dies zur Hilfeleistung erforderlich ist.

(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung 
der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der 
Hilfeleistung von der Wahl eines anderen er-
langt hat. Sie ist hierauf vom Wahlvorsteher 
hinzuweisen.
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Gesetzliche Regelungen

Europawahlgesetz
§ 6a Ausschluß vom Wahlrecht
(1) Ein Deutscher ist vom Wahlrecht ausge-
schlossen, wenn

1.	er infolge Richterspruchs das Wahlrecht 
nicht besitzt,

2.	zur Besorgung aller seiner Angelegenhei-
ten ein Betreuer nicht nur durch einstwei-
lige Anordnung bestellt ist; dies gilt auch, 
wenn der Aufgabenkreis des Betreuers 
die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs bezeichneten An-
gelegenheiten nicht erfaßt,

3.	er sich auf Grund einer Anordnung nach § 
63 in Verbindung mit § 20 des Strafgesetz-

buches in einem psychiatrischen Kranken-
haus befindet.

(2) Ein Unionsbürger ist vom Wahlrecht aus-
geschlossen, wenn

1.	bei ihm eine der Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Nr. 1 bis 3 erfüllt ist oder

2.	er in dem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, dessen Staatsangehörigkeit er be-
sitzt (Herkunfts-Mitgliedstaat), infolge 
einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfal-
lentscheidung das Wahlrecht zum Euro-
päischen Parlament nicht besitzt.

Europawahlordnung

§ 39 Wahlräume
(1) Die Gemeindebehörde bestimmt für je-
den Wahlbezirk einen Wahlraum. Soweit 
möglich, stellen die Gemeinden Wahlräume 
in Gemeindegebäuden zur Verfügung. Die 
Wahlräume sollen nach den örtlichen Ver-
hältnissen so ausgewählt und eingerichtet 
werden, dass allen Wahlberechtigten, ins-

besondere behinderten und anderen Men-
schen mit Mobilitätsbeeinträchtigung, die 
Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert 
wird. Die Gemeindebehörden teilen früh-
zeitig und in geeigneter Weise mit, welche 
Wahlräume barrierefrei sind.

§ 50 Stimmabgabe behinderter Wähler
(1) Ein Wähler, der des Lesens unkundig ist 
oder wegen einer körperlichen Beeinträch-
tigung gehindert ist, den Stimmzettel zu 
kennzeichnen, zu falten oder selbst in die 
Wahlurne zu werfen, bestimmt eine andere 
Person, deren Hilfe er sich bei der Stimmab-
gabe bedienen will, und gibt dies dem Wahl-
vorstand bekannt. Hilfsperson kann auch ein 
vom Wähler bestimmtes Mitglied des Wahl-
vorstandes sein.

(2) Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfül-
lung der Wünsche des Wählers zu beschrän-

ken. Die Hilfsperson darf gemeinsam mit 
dem Wähler die Wahlkabine aufsuchen, so-
weit das zur Hilfeleistung erforderlich ist.

(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung 
der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der 
Hilfeleistung von der Wahl eines anderen 
erlangt hat.

(4) Ein blinder oder sehbehinderter Wähler 
kann sich zur Kennzeichnung des Stimmzet-
tels auch einer Stimmzettelschablone bedie-
nen.

§ 54 Wahl in Sonderwahlbezirken
(1) Zur Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken 
(§ 13) wird jeder in der Einrichtung anwe-
sende Wahlberechtigte zugelassen, der ei-
nen für den Kreis oder die kreisfreie Stadt 
gültigen Wahlschein hat.

(2) Es ist zulässig, für die verschiedenen Teile 

eines Sonderwahlbezirks verschiedene Per-
sonen als Beisitzer des Wahlvorstandes zu 
bestellen.

(3) Die Gemeindebehörde bestimmt im Ein-
vernehmen mit der Leitung der Einrichtung 
einen geeigneten Wahlraum. Für die ver-
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Gesetzliche Regelungen

schiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks 
können verschiedene Wahlräume bestimmt 
werden. Die Gemeindebehörde richtet den 
Wahlraum her.

(4) Die Gemeindebehörde bestimmt die 
Wahlzeit für den Sonderwahlbezirk im Ein-
vernehmen mit der Leitung der Einrichtung 
im Rahmen der allgemeinen Wahlzeit nach 
dem tatsächlichen Bedürfnis.

(5) Die Leitung der Einrichtung gibt den 
Wahlberechtigten den Wahlraum und die 
Wahlzeit am Tage vor der Wahl bekannt und 
weist auf die Möglichkeit der Stimmabgabe 
nach Absatz 6 hin.

(6) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertre-
ter und zwei Beisitzer können sich unter Mit-
nahme einer verschlossenen Wahlurne und 
der erforderlichen Stimmzettel auch in die 
Krankenzimmer und an die Krankenbetten 
begeben. Dort nehmen sie die Wahlscheine 
entgegen und verfahren nach den §§ 52 und 
49 Abs. 4 bis 8. Dabei muss auch bettlägeri-
gen Wählern Gelegenheit gegeben werden, 
ihre Stimmzettel unbeobachtet zu kenn-
zeichnen und zu falten. Der Wahlvorsteher 
oder sein Stellvertreter weist Wähler, die sich 
bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen 
Person bedienen wollen, darauf hin, dass sie 

auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des 
Wahlvorstandes als Hilfsperson in Anspruch 
nehmen können. Nach Schluß der Stimmab-
gabe sind die verschlossene Wahlurne und 
die Wahlscheine unverzüglich in den Wahl-
raum des Sonderwahlbezirks zu bringen. 
Dort ist die Wahlurne bis zum Schluß der all-
gemeinen Stimmabgabe unter Aufsicht des 
Wahlvorstandes verschlossen zu verwahren. 
Danach wird ihr Inhalt mit dem Inhalt der 
allgemeinen Wahlurne vermengt und zu-
sammen mit den übrigen Stimmen des Son-
derwahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist 
in der Wahlniederschrift zu vermerken.

(7) Die Öffentlichkeit der Wahlhandlung 
sowie der Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses soll nach Möglichkeit durch 
die Anwesenheit anderer Wahlberechtigter 
gewährleistet werden.

(8) Die Leitung der Einrichtung hat bei Kran-
ken mit ansteckenden Krankheiten insbe-
sondere § 30 Abs. 1 des Infektionsschutzge-
setzes zu beachten.

(9) Das Wahlergebnis des Sonderwahlbezirks 
darf nicht vor Schluß der allgemeinen Wahl-
zeit ermittelt werden.

(10) Im übrigen gelten die allgemeinen Be-
stimmungen.

§ 55 Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern und kleineren Alten- oder 
Pflegeheimen
(1) Die Gemeindebehörde soll bei entspre-
chendem Bedürfnis und soweit möglich im 
Benehmen mit der Leitung eines kleineren 
Krankenhauses oder eines kleineren Al-
ten- oder Pflegeheimes zulassen, dass dort 
anwesende Wahlberechtigte, die einen für 
den Kreis oder die kreisfreie Stadt gültigen 
Wahlschein besitzen, vor einem bewegli-
chen Wahlvorstand (§ 8) wählen.

(2) Die Gemeindebehörde vereinbart mit 
der Leitung der Einrichtung die Zeit der 
Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen 
Wahlzeit. Die Leitung der Einrichtung stellt, 
soweit erforderlich, einen geeigneten Wahl-
raum bereit. Die Gemeindebehörde richtet 
ihn her. Die Leitung der Einrichtung gibt den 
Wahlberechtigten Ort und Zeit der Stim-
mabgabe bekannt.

(3) Der bewegliche Wahlvorstand begibt 
sich unter Mitnahme einer verschlossenen 
Wahlurne und der erforderlichen Stimmzet-
tel in das Krankenhaus oder in das Alten- 

oder Pflegeheim, nimmt die Wahlscheine 
entgegen und verfährt nach den §§ 52 und 
49 Abs. 4 bis 8. Der Wahlvorsteher oder sein 
Stellvertreter weist Wähler, die sich bei der 
Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Per-
son bedienen wollen, darauf hin, dass sie 
auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des 
Wahlvorstandes als Hilfsperson in Anspruch 
nehmen können. Nach Schluß der Stim-
mabgabe sind die verschlossene Wahlurne 
und die Wahlscheine unverzüglich in den 
Wahlraum des Wahlbezirks zu bringen. Dort 
ist die Wahlurne bis zum Schluß der allge-
meinen Stimmabgabe unter Aufsicht des 
Wahlvorstandes verschlossen zu verwahren. 
Danach wird ihr Inhalt mit dem Inhalt der 
allgemeinen Wahlurne vermengt und zu-
sammen mit den Stimmen des Wahlbezirks 
ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahlnie-
derschrift zu vermerken.

(4) § 54 Abs. 6 bis 8 gilt entsprechend. Im 
übrigen gelten die allgemeinen Bestimmun-
gen.
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Gesetzliche Regelungen

§ 57 Stimmabgabe in sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugs-
anstalten
(1) In sozialtherapeutischen Anstalten und 
Justizvollzugsanstalten soll die Gemeinde-
behörde bei entsprechendem Bedürfnis und 
soweit möglich Gelegenheit geben, daß die 
in der Anstalt anwesenden Wahlberechtig-
ten, die einen für den Kreis oder die kreis-
freie Stadt gültigen Wahlschein besitzen, in 
der Anstalt vor einem beweglichen Wahlvor-
stand (§ 8) wählen.

(2) Die Gemeindebehörde vereinbart mit der 
Leitung der Anstalt die Zeit der Stimmabga-

be innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. Die 
Anstaltsleitung stellt einen Wahlraum be-
reit. Die Gemeindebehörde richtet ihn her. 
Die Anstaltsleitung gibt den Wahlberechtig-
ten Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt 
und sorgt dafür, daß sie zur Stimmabgabe 
den Wahlraum aufsuchen können.

(3) § 55 Abs. 3 und § 54 Abs. 6 bis 8 gelten 
entsprechend. Im übrigen gelten die allge-
meinen Bestimmungen.

§ 59 Briefwahl
(1) Wer durch Briefwahl wählt, kennzeich-
net persönlich den Stimmzettel, legt ihn in 
den amtlichen Stimmzettelumschlag und 
verschließt diesen, unterzeichnet die auf 
dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung 
an Eides Statt zur Briefwahl unter Angabe 
des Tages, steckt den verschlossenen amtli-
chen Stimmzettelumschlag und den unter-
schriebenen Wahlschein in den amtlichen 
Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahl-
briefumschlag und übersendet den Wahl-
brief durch ein Postunternehmen rechtzeitig 
an die nach Absatz 2 zuständige, auf dem 
Wahlbriefumschlag angegebene Stelle. Der 
Wahlbrief kann bei dieser Stelle auch abge-
geben werden. Nach Eingang des Wahlbrie-
fes bei der zuständigen Stelle darf er nicht 
mehr zurückgegeben werden.

(2) Die Wahlbriefe müssen bei dem Kreis- 
oder Stadtwahlleiter des Kreises oder der 
kreisfreien Stadt, für den der Wahlschein 
gültig ist, eingehen. Sind auf Grund einer 
Anordnung nach § 5 Abs. 2 des Europawahl-
gesetzes Briefwahlvorstände für einzelne 
oder mehrere Gemeinden innerhalb eines 
Kreises gebildet, müssen die Wahlbriefe bei 
der Gemeindebehörde eingehen, die die 
Wahlscheine ausgestellt hat.

(3) Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu 
kennzeichnen und in den Stimmzettelum-
schlag zu legen; § 49 Abs. 8 gilt entspre-
chend. Für die Stimmabgabe behinderter 
Wähler gilt § 50 entsprechend. Hat der Wäh-
ler den Stimmzettel durch eine Hilfsperson 
kennzeichnen lassen, so hat diese durch Un-
terschreiben der Versicherung an Eides Statt 
zur Briefwahl zu bestätigen, daß sie den 
Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen 
des Wählers gekennzeichnet hat; die Hilfs-
person muss das 16. Lebensjahr vollendet 
haben.

(4) In Krankenhäusern, Altenheimen, Al-
tenwohnheimen, Pflegeheimen, Erholungs-
heimen, sozialtherapeutischen Anstalten 
und Justizvollzugsanstalten sowie Gemein-
schaftsunterkünften ist Vorsorge zu treffen, 
daß der Stimmzettel unbeobachtet gekenn-
zeichnet und in den Stimmzettelumschlag 
gelegt werden kann. Die Leitung der Ein-
richtung bestimmt einen geeigneten Raum, 
veranlaßt dessen Ausstattung und gibt den 
Wahlberechtigten bekannt, in welcher Zeit 
der Raum für die Ausübung der Briefwahl 
zur Verfügung steht. § 49 Abs. 8 gilt entspre-
chend.
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Gesetzliche Regelungen

Gemeinsame Hinweise des Innenministeriums und der 
Landeswahlleiterin zur Vorbereitung und Durchführung 
der Kommunalwahlen und der Europawahl am  
25. Mai 2014 

Ausschluss vom Wahlrecht

Unter anderem sind sowohl Deutsche als 
auch Unionsbürger vom Wahlrecht ausge-
schlossen, für die zur Besorgung aller ihrer 
Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur 
durch einstweilige Anordnung bestellt ist 
(§ 14 Abs. 2 Nr. 2 GemO, § 10 Abs. 4 Nr. 2 
LKrO, § 9 Abs. 2 Nr. 2 GVRS, § 6a Abs. 1 Nr. 
2 und Abs. 2 Nr. 1 EuWG). Der Wahlrechts-
ausschluss gilt auch, wenn der Aufgaben-
kreis des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und 
§ 1905 BGB bezeichneten Angelegenheiten 
nicht umfasst, d.h. wenn die Entscheidung 
über die Einwilligung in eine Sterilisation, 
über den Fernmeldeverkehr und über die 
Entgegennahme, das Öffnen und das Anhal-
ten der Post dem Betreuten überlassen ist, 
jedoch für alle übrigen Angelegenheiten ein 
Betreuer bestellt ist.

Die Vormundschaftsgerichte sind gehalten, 
den Gemeinden nur sogenannte Vollbetreu-
ungen mitzuteilen, die den Ausschluss vom 
Wahlrecht zur Folge haben. In Zweifelsfällen 
sind die Vormundschaftsgerichte zu beteili-
gen. Bestehen nach der Mitteilung der Vor-
mundschaftsgerichte Zweifel, ob ein Wahl-
rechtsausschluss besteht oder nicht, ist nicht 
vom Bestehen des Wahlrechts auszugehen, 
sondern der Sachverhalt durch Rückfragen 
beim Vormundschaftsgericht aufzuklären. 
Offenbar unterschiedliche Verfahrensweisen 
haben bei der Landeswahlleitung zu ent-
sprechenden Beschwerden geführt.

(KomEuWHinweise) 

vom 07.02.2014 - Az.: 2-1053.-14/10
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Die Kommunalwahl
Wann wird gewählt?
Am 25. Mai 2014 finden in den 1101 baden-württembergischen Gemeinden und Städten die 
Kommunalwahlen statt.

Wer wird gewählt?
•	 die Mitglieder der Gemeinderäte 

•	 die Mitglieder der Ortschaftsräte  

•	 die Mitglieder der Kreistage  

•	 die Mitglieder des Regionalparlaments in der Region Stuttgart

Wer darf wählen?
Das aktive Wahlrecht haben alle Deutschen und alle EU-Bürgerinnen und -Bürger ab dem 16. 
Lebensjahr, die am Wahltag seit mindestens drei Monaten ihren Erstwohnsitz in der jewei-
ligen Gemeinde angemeldet haben. Das passive Wahlrecht besteht ab dem 18. Lebensjahr.

Wo wird gewählt?
Gewählt wird in den von den Gemeinden eingerichteten Wahllokalen. Diese öffnen am 
Wahltag um 8 Uhr und schließen um 18 Uhr. Die Adresse des für den eigenen Wohnort 
zuständigen Wahllokals ist auf der Wahlbenachrichtigung vermerkt. Diese geht allen Wahl-
berechtigten mindestens sechs Wochen vor dem Wahltag zu.

Bei Verhinderung am Wahltag gibt es die Möglichkeit zur Briefwahl. Briefwahlunterlagen 
können beim zuständigen Wahlamt angefordert werden (vgl. Wahlbenachrichtigung).

Wie wird gewählt?
•	 �Es dürfen nur so viele Stimmen, wie Rätinnen und Räte in der Kommune (Gemeinderat) 

oder dem Wahlkreis (Kreistag) zu wählen sind abgegeben werden. 
•	 Es gilt die sogenannte positive Kennzeichnungspflicht. Das bedeutet, dass ein Bewerber 

ausdrücklich als gewählt gekennzeichnet werden muss – ein Ausstreichen der Namen an-
derer Bewerber reicht nicht aus!

•	 �Ein Bewerber/eine Bewerberin, der/die eine Stimme erhalten soll, wird mit einem Kreuz 
oder mit einer „1“ gekennzeichnet.

•	 �Bewerber/Bewerberinnen, die zwei oder drei Stimmen erhalten sollen, werden mit einer 
„2“ oder „3“ gekennzeichnet (Kumulieren). 

•	 �Um Bewerbern unterschiedlicher Listen Stimmen zu geben, wird eine Liste als Grundlage 
genommen. Weitere Namen von anderen Listen können dann handschriftlich hinzuge-
fügt werden (Panaschieren).

•	 �Wer alle Stimmen einer Partei oder Wählervereinigung zukommen lassen möchte, kann 
deren Liste ohne weitere Kennzeichnung unverändert abgeben. Es erhält dann jeder Be-
werber/jede Bewerberin eine Stimme. Enthält eine Liste weniger Bewerber als Kandi-
daten zu wählen sind, verschenkt man bei einem unveränderten Stimmzettel allerdings 
einen Teil seiner Stimmen!

Die Kommunalwahl
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BETEILIGUNG 
IN DER 

GEMEINDE

WAHLEN
• Gemeinderatswahl 
   (alle 5 Jahre)
• Bürgermeisterwahl 
   (alle 8 Jahre)

BÜRGERVERSAMMLUNG
• Gemeinderat soll eine solche in der 
 Regel einmal im Jahr ermöglichen
• Bürger können eine BV beantragen
• Dadurch wird ein Austausch zwischen 
 den Bürgern, dem Gemeinderat und 
 dem Bürgermeister ermöglicht

BÜRGERANTRAG
• Antrag, dass der   
 Gemeinderat sich   
 mit einem bestimmten   
 Thema befasst

BÜRGERBEGEHREN
• Bürger sammeln Unter-
 schriften für ein Anliegen
• Beantragen damit die 
 Durchführung eines 
 Bürgerentscheids 

BÜRGERENTSCHEID
• Abstimmung durch 
 die Bürger über 
 einen Sachverhalt

Weitere Möglichkeiten • Engagement in einem Ehrenamt (Verein, Organisation) • Engagement in einer Partei • Teilnahme an einer 
Bürgerinitiative • Sich für ein Amt zur Wahl stellen (vom aktiven Wahlrecht Gebrauch machen) • Engagement im Jugendgemeinderat 

• Kennzeichnung einer 
 Liste im Ganzen
• Jeder Kandidat bekommt 
 eine Stimme

Beispiel 1

X

203.Finn Nyström
108.Mirjam Nil
206.Linus Reiser

3

1
1

2

1

2
=10

Bürgermeister/in
(Wird alle 8 Jahre 

direkt vom Volk gewählt)

Verwaltung

leitet
kontrolliert

1
3
3
2

1

wird alle      5 Jahre gewählt         

• „kumulieren“ 
 = häufeln
• einem Kandidaten 
 1-3 Stimmen geben

Beispiel 2

Achtung:
Pro Kandidaten können Sie 
maximal 3 Stimmen vergeben!

Nicht mehr Stimmen verge-
ben, als Sitze besetzt werden 
dürfen. Ihre Wahl ist sonst 
ungültig! Deshalb am Ende 
einfach noch einmal zusam-
menzählen!

Sie bekommen mehrere Stimm-
zettel verschiedener Partei-/
Wählervereinigungslisten. Sie 
haben so viele Stimmen, wie Sitze 
in Ihrem Gemeinderat besetzt 
werden. 
Es gibt verschiedene Möglich-
keiten, wie Sie Ihre Stimmen ver-
teilen können.

Verwaltungs-
ausschuss

besetzt 
unterschiedliche 
Ausschüsse z.B.

Technischer
Ausschuss

berät und 
entscheidet  

über

Beispiel 3

=10

EU-Bürger ab 16 Jahren mit Erstwohnsitz seit 3 Monaten

oder oder

oder oder

• „panaschieren“ 
 = mischen
• Kandidaten der Listen 
 mischen, indem die 
 Namen übertragen 
 werden
• kumulieren möglich 

BETEILIGUNG 
IN DER 

GEMEINDE

WAHLEN
• Gemeinderatswahl 
   (alle 5 Jahre)
• Bürgermeisterwahl 
   (alle 8 Jahre)

BÜRGERVERSAMMLUNG
• Gemeinderat soll eine solche in der 
 Regel einmal im Jahr ermöglichen
• Bürger können eine BV beantragen
• Dadurch wird ein Austausch zwischen 
 den Bürgern, dem Gemeinderat und 
 dem Bürgermeister ermöglicht

BÜRGERANTRAG
• Antrag, dass der   
 Gemeinderat sich   
 mit einem bestimmten   
 Thema befasst

BÜRGERBEGEHREN
• Bürger sammeln Unter-
 schriften für ein Anliegen
• Beantragen damit die 
 Durchführung eines 
 Bürgerentscheids 

BÜRGERENTSCHEID
• Abstimmung durch 
 die Bürger über 
 einen Sachverhalt

Weitere Möglichkeiten • Engagement in einem Ehrenamt (Verein, Organisation) • Engagement in einer Partei • Teilnahme an einer 
Bürgerinitiative • Sich für ein Amt zur Wahl stellen (vom aktiven Wahlrecht Gebrauch machen) • Engagement im Jugendgemeinderat 

101 Lisa Schmid

102 Fabian Bergmann

103 Dr.r.r Jana Maier

104 Simone Reusch

105 Mattias Schu

106 Kevin Rich

107 Raoul F

108 Mirja

109 Jo

110 elz

33

Amtlicher Stimmzettel
für die Wahl des Gemeinderats in
Himmelshausen am 25. Mai 2014

Im Gemeinderat von Himmelshausen sind
10 Sitze zu vergeben. 
Somit haben Sie 10 Stimmen.
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_______________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________
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 Liste im Ganzen
• Jeder Kandidat bekommt 
 eine Stimme
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Amtlicher Stimmzettel
für die Wahl des Gemeinderats in
Himmelshausen am 25. Mai 2014

Im Gemeinderat von Himmelshausen sind
10 Sitze zu veerrggeebben. 
Somit habeen Sie 10 Stimmen.  

301 Helene Kilper

302 Dr.r.r Jakob Neumann 2
303 Marius Schlei

304 Stefan Funke

305 Ann-Sophie 

306 Dr.r.r Celine

307 Maria C

308 Math

309 Vivie

310 nowski
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Gemeinderat
Die Anzahl der Sitze richtet sich 
nach der Größe der Gemeinde

• Ausgaben und 
 Einnahmen
• die Umsetzung der  
 Gemeindeaufgaben
• Personalstellen

leitet

Bürgermeister/in
(Wird alle 8 Jahre 

direkt vom Volk gewählt)

Verwaltung

leitet
kontrolliert

1
3
3
2

1

wird alle      5 Jahre gewählt         

• „kumulieren“ 
 = häufeln
• einem Kandidaten 
 1-3 Stimmen geben

Beispiel 2

Achtung:
Pro Kandidaten können Sie 
maximal 3 Stimmen vergeben!

Nicht mehr Stimmen verge-
ben, als Sitze besetzt werden 
dürfen. Ihre Wahl ist sonst 
ungültig! Deshalb am Ende 
einfach noch einmal zusam-
menzählen!

Sie bekommen mehrere Stimm-
zettel verschiedener Partei-/Wäh-
lervereinigungslisten. Sie haben 
so viele Stimmen, wie Sitze in Ih-
rem Gemeinderat besetzt werden. 
Es gibt verschiedene Möglich-
keiten, wie Sie Ihre Stimmen ver-
teilen können.

Verwaltungs-
ausschuss

besetzt 
unterschiedliche 
Ausschüsse z.B.

Technischer
Ausschuss

1
3
3
2

1

Amtlicher Stimmzettel
für die Wahl des Gemeinderats in
Himmelshausen am 25. Mai 2014

Im Gemeinderat von Himmelshausen sind
10 Sitze zu verrggeebbeenn. 
Somit habeenn Sie 10 Stimmen.

201 Abdul Admir 

202 Lukas Kindler

203 Finn Nyström

204 Mira Hartmann

205 Stefanie Moll

206 Linus Reis

207 Dr.r.r Seb

208 Ronja

209 Ni
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11
33
33
22

11

210 er

Beispiel 3
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EU-Bürger ab 16 Jahren mit Erstwohnsitz seit 3 Monaten
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 = mischen
• Kandidaten der Listen 
 mischen, indem die 
 Namen übertragen 
 werden
• kumulieren möglich 

Liste A Liste B Liste C

Die Kommunalwahl
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Die Kommunalwahl

Ortschaftsräte
Die Mitglieder der Ortschaftsräte 
werden nach dem gleichen Verfah-
ren gewählt wie die Mitglieder der 
Gemeinderäte.

Kreistagswahl
Bei den Kreistagwahlen wird der 
Landkreis in Wahlkreise eingeteilt. 
Die Wahlberechtigten haben in ih-
rem Wahlkreis so viele Stimmen, 
wie Kreisrätinnen und -kreisräte im 
Wahlkreis zu wählen sind.

Regionalwahl Stuttgart
In der Region Stuttgart wählen die 
Bürgerinnen und Bürger die Regio-
nalversammlung direkt. Jede/r Wäh-
ler/in besitzt nur eine Stimme, mit 
der direkt eine Wählervereinigung 
bzw. Partei gewählt wird. Kumu-
lieren und Panaschieren sind daher 
nicht möglich.

Mehrheitswahl
Wenn es keine oder nur eine Liste 
gibt, findet Mehrheitswahl statt. 
Alle Bürgerinnen und Bürger, die 
das passive Wahlrecht haben, sind 
wählbar auch wenn sie sich nicht 
kandidiert haben. Kumulieren ist 
bei Mehrheitswahl nicht möglich. 

Briefwahl
Der Wahlbrief muss spätestens am 
Wahltag bis zum Ende der Wahlzeit 
bei dem/der Vorsitzenden des Ge-
meindewahlausschusses eingegan-
gen sein. Geht ein Wahlbrief verspä-
tet ein, so gelten die Stimmen als 
nicht abgegeben!

Der Wahlbrief braucht nicht freige-
macht zu werden. Die Stimmabgabe ist bei der Briefwahl nur gültig, wenn die „Versiche-
rung an Eides statt zur Briefwahl“ auf der Vorderseite des Wahlscheins unterschrieben und 
der Wahlschein dem Wahlbriefumschlag beigefügt ist. 

Wahlberechtigte, die nicht schreiben oder lesen können oder die durch eine körperliche 
Beeinträchtigung gehindert sind, ihre Stimme allein abzugeben, können sich der Hilfe ei-
ner anderen Person bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. In 
diesem Fall wird die „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ von der Hilfsperson unter-
zeichnet. Die Hilfeleistung muss sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers/der Wähle-
rin beschränken. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie 
bei der Hilfeleistung erlangt hat.

Hinweise zum Wahlverlauf

Information einholen über Parteien, Wählerver-
einigungen, Kandidatinnen und Kandidaten
Kommunalwahl-Termin merken 

Wahlbenachrichtigungskarte erhalten? 

Antrag stellen beim 
Wahlamt der Gemein-
de auf Eintragung in 
das Wählerverzeichnis

Am Wahltag verhindert?

Wahlschein für Brief-
wahl bei der Gemein-
de beantragen

•	 Stimmzettel ausfüllen 
•	 Eidesstattliche Versiche-

rung unterschreiben
•	 Stimmzettel in Umschlag 

stecken und verschliessen 
•	 Umschlag und Wahl-

schein an den Wahlleiter 
per Post senden 

•	 Posteingang spätestens 
am Wahltag bis  
18:00 Uhr

Zum Wahllokal gehen,
Stimmzettel und Wahl-
benachrichtigungskarte 
sowie Personalausweis 
oder Reisepass mitneh-
men.

Bis 18:00 Uhr wählen

nein

ja

Eintragung

janein

Stimmzettel und ein 
Merkblatt mit Hinweisen 
zur Stimmabgabe wird 
etwa eine Woche vor 
der Wahl zugestellt.

Wahlschein mit 
Stimmzettel wird 
postalisch zugestellt 
oder selbst abgeholt
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Die Gemeinde
Der Gemeinderat
Der Gemeinderat ist das Hauptorgan der Gemeinde. Er legt die Grundsätze für die Verwal-
tung der Gemeinde fest, fasst wichtige Beschlüsse, kontrolliert den Haushalt und überwacht 
die Verwaltung. Seine Mitglieder, die Gemeinderäte, werden vom Volk auf fünf Jahre ge-
wählt. Der Gemeinderat ist rechtlich kein Parlament, sondern ein Verwaltungsorgan, das die 
Verwaltung – auch mit Einzelfallentscheidungen – anleitet.

Aufgaben 

•	 Aufstellung des Haushaltsplans der Gemeinde 

•	 Satzungsrecht, Planungs- und Personalhoheit

•	 Kontrolle der Gemeindeverwaltung 

•	 Kontrolle des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin

Zusammensetzung und Arbeit

•	 �Die Anzahl der Mitglieder richtet sich in der Regel nach der Einwohnerzahl der Gemeinde 
(8 bis 60).

•	 �Die Mitglieder des Gemeinderates werden über die Listen von Parteien und Wählerverei-
nigungen gewählt.

•	 �Der Gemeinderat kann beschließende und beratende Ausschüsse einsetzen. 

•	 �Vorsitzende/r des Gemeinderats und seiner Ausschüsse ist mit Stimmrecht der Bürgermeis-
ter/die Bürgermeisterin.

•	 Die Gemeinde- bzw. Stadträte üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie erhalten eine 
Aufwandsentschädigung.

Die Gemeindeverwaltung
Die Gemeindeverwaltung untersteht dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin. Sie setzt sich 
aus mehreren Ämtern zusammen, ihre Struktur ist oftmals auf die Arbeitsweise des Bürger-
meisters/der Bürgermeisterin zugeschnitten. 

Aufgaben 

•	 �Vorbereitung der Gemeinderatssitzungen

•	 �Planungen im Auftrag des Gemeinderats

•	 �Ausführung der Beschlüsse des Gemeinderats

•	 �Durchführung von Weisungs- und Pflichtaufgaben. Zahlreiche Vorschriften der Europä-
ischen Union sowie 80 Prozent der Bundes- und der Landesgesetze werden von den Ge-
meinden vollzogen. 

•	 �Die Gemeindeverwaltung ist an die Vorgaben des Gemeinderats gebunden, insbesondere 
an den im Haushalt vorgegebenen finanziellen Rahmen.

Die Gemeinde
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Die Gemeinde

Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister
Das Gemeindeoberhaupt wird auf acht Jahre in direkter Wahl von den Bürgerinnen und 
Bürgern gewählt und ist in der Regel hauptamtlich tätig. 

Aufgaben

• Leitung der Gemeindeverwaltung

• Vorsitz im Gemeinderat

• Formale Rechtsvertretung der Gemeinde

• Vertretung der Gemeinde nach außen

Allein der Bürgermeister/die Bürgermeisterin ist an allen drei Phasen des politischen Gesche-
hens beteiligt:

•  bei der Entscheidungsvorbereitung in den Ämtern der Gemeindeverwaltung

•  bei der Beratung und Entscheidung im Gemeinderat

•  bei der Umsetzung der Beschlüsse durch die Gemeindeverwaltung.

 Gemeinden ab 20 000 Einwohnern haben eine Oberbürgermeisterin oder einen Oberbür-
germeister.

Die Bürgerinnen und Bürger
Die direkten Beteiligungsmöglichkeiten in der Kommune sind einzigartig. Als bürgernahe 
politische Ebene fördern Städte und Gemeinden die Mitsprache der Menschen. Wahlberech-
tigt sind bei der Kommunalwahl Deutsche sowie EU-Bürgerinnen und -Bürger ab dem 16. 
Lebensjahr mit Erstwohnsitz in der jeweiligen Gemeinde.

Demokratische Einfl ussmöglichkeiten der Bürger und Bürgerinnen auf kommunaler Ebene 
sind:

•  Wahl von Gemeinderat und Kreistag

•  Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin

EU-Bürgerinnen und EU-Bürger ab 16 Jahren
Erstwohnsitz seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde

wählenMitspracherecht über …

besetzt

Ausschüsse Verwaltung

leitet

kontrolliert

für 5 Jahre für 8 Jahre

•  Bürgerantrag
•  Bürgerbegehren 
•  Bürgerentscheid
•  Bürgerversammlung

© 
84

21
m

ed
ie

n.
de

Gemeinderat Bürgermeister
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Die Gemeinde

•	 �Die Bürgerversammlung

•	 �Einbringen eines Bürgerantrags im Gemeinderat

•	 Durchführung und Teilnahme an Bürgerentscheiden

Nicht nur für Bürgerinnen und Bürger, sondern für alle Einwohnerinnen und Einwohner be-
steht, unabhängig von Alter und Nationalität, die Möglichkeit, sich einzubringen. Beispiele 
für gelungene Beteiligung sind: Ausländerbeiräte, Jugendgemeinderäte, Gruppen der Loka-
len Agenda, Bürgerinitiativen, Seniorenbeiräte, Parteien und Vereine.

Aufgaben von Städten und Gemeinden
Die Aufgaben der Gemeinden gehen über reine Selbstverwaltungsaufgaben hinaus. Zu be-
stimmten Aufgaben sind sie verpflichtet, Staatsaufgaben kommen hinzu. 

•	 �Freiwillige Aufgaben, deren Erfüllung gänzlich in die Entscheidung des Gemeinderats 
gestellt ist: Dazu zählen u.a. der Bau eines Schwimmbades, die Einrichtung eines Theaters 
oder Zuschüsse an Vereine.

•	 �Pflichtaufgaben ohne Weisung: Sie müssen erfüllt werden, über das „Wie“ entscheidet 
der Gemeinderat. Dazu gehören Kindergärten, Schulen, Friedhöfe, Kläranlagen. Aller-
dings sind die Entscheidungsspielräume durch Vorgaben eingeengt.

•	 Pflichtaufgaben nach Weisung: Hier wird per Gesetz vorgeschrieben, wie die Aufgabe zu 
erledigen ist. Dazu gehört z. B. das Ausstellen von Personalausweis oder Reisepass.

Bezirks- und Ortschaftsräte
Die Gemeindeordnung sieht verschiedene Möglichkeiten vor, um Ortsteilen ein größeres 
Mitwirkungsrecht an Entscheidungen der gesamten Gemeinde einzuräumen:

•	 �In Gemeinden mit räumlich getrennten Ortsteilen kann die Ortschaftsverfassung einge-
führt werden. Der von den Bürgerinnen und Bürgern direkt gewählte Ortschaftsrat hat 
ein Vorschlagsrecht und berät die örtliche Verwaltung. Ihm können Entscheidungsrechte 
übertragen werden.

•	 �In Großstädten und Gemeinden mit räumlich getrennten Ortsteilen können Bezirksbeirä-
te gebildet werden, deren Mitglieder vom Gemeinderat bestellt werden. In Großstädten 
können die Bezirksbeiräte auch direkt gewählt werden. Der Bezirksbeirat berät die örtli-
che Verwaltung und hat ein Anhörungsrecht, jedoch keine Entscheidungsrechte.

Die Unechte Teilortswahl
Die Unechte Teilortswahl ist ein besonderes Wahlverfahren für den Gemeinderat der Ge-
samtgemeinde, durch das die Vertretung der Orts- oder Stadtteile gewährleistet werden 
soll. Dabei erhalten Teilorte eine festgelegte Anzahl von Sitzen im Gemeinderat.
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Der Landkreis
Ein Landkreis ist der Zusammenschluss mehrerer Gemeinden, dem wie den Gemeinden das 
Recht auf Selbstverwaltung zusteht. Die politische Gewalt im Landkreis liegt beim Kreistag, 
dessen Mitglieder, die Kreisräte, von den Bürgern des Landkreises auf fünf Jahre gewählt 
werden. Vorsitzender des Kreistages und Leiter der Verwaltung ist der Landrat. Er wird vom 
Kreistag auf acht Jahre gewählt. Die Kreisverwaltung (Landratsamt) übernimmt Aufgaben 
der gemeindlichen Selbstverwaltung, zugleich ist sie untere Verwaltungsbehörde und damit 
Staatsbehörde.

Neben den Gemeinderäten werden bei der Kommunalwahl in den 35 Landkreisen auch die 
Kreistage gewählt. Die 35 Landkreise in Baden-Württemberg setzen sich im Gegensatz zu 
den neun Stadtkreisen aus einer Anzahl von Gemeinden zusammen. Die Stadtkreise neh-
men neben den Kreisaufgaben zugleich auch die Gemeindeaufgaben wahr.

Verwaltungsorgane des Landkreises sind der Kreistag als Vertretung der Einwohner und der 
vom Kreistag gewählte Landrat. 

Der Kreistag
Vertretungsorgan der Kreisbevölkerung ist der Kreistag, der über alle wichtigen Kreisange-
legenheiten entscheidet, soweit sie aus der kommunalen Selbstverwaltung resultieren.

Der Kreistag

•	 legt die Grundsätze für die Verwaltung des Landkreises fest und entscheidet soweit nicht 
der Landrat kraft Gesetzes zuständig ist oder der Kreistag ihm eine bestimmte Aufgabe 
übertragen hat.

•	 wählt den Landrat sowie die Mitglieder der Regionalverbandsversammlung (ausgenom-
men in der Region Stuttgart, wo diese direkt gewählt werden).

Wegen der Vielzahl der Aufgaben setzt der Kreistag Ausschüsse ein, in denen Themen vor-
beraten oder bei Zuständigkeit des Ausschusses auch entschieden werden.

Der Kreistag wird alle fünf Jahre von der wahlberechtigten Kreisbevölkerung gewählt. 
Wahlberechtigt sind die Einwohner des Landkreises, die Deutsche oder EU-Ausländer sind, 
das 16. Lebensjahr vollendet haben und seit mindestens drei Monaten im Gebiet des Land-
kreises wohnen. Wählbar sind alle Wahlberechtigten die das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben. Wer das Wahlrecht durch Wegzug oder Verlegung des Hauptwohnsitzes verloren hat 
und vor Ablauf von drei Jahren wieder in den Landkreis zieht oder dort seine Hauptwoh-
nung begründet, besitzt mit der Rückkehr das Wahlrecht.

Wahlrecht, Wählbarkeit und Wahlperiode bei den Kreistagswahlen entsprechen den Vor-
schriften des Kommunalwahlgesetzes des Landes Baden-Württemberg. Die Wahlvorschrif-
ten enthält die Landkreisordnung des Landes Baden-Württemberg. Als Wahlsystem gilt die 
Verhältniswahl auf der Grundlage freier Listen, die von Parteien und Wählervereinigungen 
für das Wahlgebiet eingereicht werden. Wie bei der Gemeinderatswahl haben die Wähle-
rinnen und Wähler so viele Stimmen, wie Mandatsträger zu wählen sind. Es besteht auch 
hier die Möglichkeit zu kumulieren (Stimmenhäufung bis drei auf einen Kandidaten) und zu 
panaschieren (Übertragen von Kandidaten von einer Liste auf die andere). 

Der Landkreis
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Der Landkreis

Der Landrat
An der Spitze der Kreisverwaltung steht in Baden-Württemberg der Landrat. Er ist

• Vorsitzender des Kreistags (allerdings ohne Stimmrecht) und seiner Ausschüsse,

• Leiter des Landratsamts sowie

• gesetzlicher Vertreter des Landkreises.

Der Landrat wird vom Kreistag für acht Jahre gewählt.

Das Landratsamt ist zugleich Staatsbehörde und kommunale Kreisbehörde. Als Staatsbehör-
de ist es untere Verwaltungsbehörde; hier hat der Landrat die alleinige Zuständigkeit. 

Aufgaben des Landkreises
Die Landkreise besitzen eine Doppelnatur: zum einen sind sie untere staatliche Verwal-
tungsbehörde und zum anderen kommunale Selbstverwaltungskörperschaft. Als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde ist das Landratsamt vor allem damit beschäftigt, Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit abzuwenden und die Rechtsaufsicht über die Gemeinden im 
Kreis auszuüben. 

In eigener Verantwortung verwaltet er in seinem Gebiet die öffentlichen Aufgaben, die 
die Leistungsfähigkeit der kreisangehörigen Gemeinden übersteigen. Nach der Landkreis-
ordnung übernimmt der Kreis Pfl ichtaufgaben (Bau/Unterhalt von Kreisstraßen, Abfallbe-
seitigung), freiwillige Aufgaben (Betrieb eines Krankenhauses) und Pfl ichtaufgaben nach 
Weisung, z. B. Durchführung des Bundessozialhilfegesetzes.

Bürgerinnen und Bürger des 
Landkreises ab 16 Jahren 

Kreistag 
Kreisräte gewählt auf 5 Jahre 

Entscheidet über 
Kreisangelegenheiten 

Landrat 
gewählt auf 5 Jahre 

Vorsitz 

wählt 

w
äh

le
n 

Kreisbehörde 

Staatliche 
untere 

Verwaltungs-
behörde 

Landratsamt 
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Der Verband Region 
Stuttgart
Für den Großraum Stuttgart existiert seit 1994 der "Verband Region Stuttgart", dem neben 
der Landeshauptstadt fünf Nachbarkreise angehören (Esslingen, Böblingen, Ludwigsburg, 
Rems-Murr und Göppingen). Der "Verband Region Stuttgart" ist nicht nur mit Planungs-
aufgaben betraut, sondern auch für die Umsetzung von Aufgaben verantwortlich. Er ist die 
politische Ebene der Region Stuttgart. 

Der Verband Region Stuttgart erfüllt wichtige Zukunftsaufgaben in den Bereichen (Nah-)
Verkehr, Regionalplanung und Wirtschaftsförderung. Vom Landtag wurde dem Verband die 
Aufgaben der Regionalplanung, der Landschaftsplanung, Teile der Abfallwirtschaft, der Re-
gionalverkehrsplanung sowie der Wirtschaftsförderung und des Tourismusmarketing über-
tragen.

Die von der Bevölkerung der Region gewählten Vertreter in der Regionalversammlung ent-
scheiden über die Vorhaben im einzelnen. 

Alle 5 Jahre können die rund 1,7 Millionen Wahlberechtigten der Region Stuttgart gleich-
zeitig mit den allgemeinen Kommunalwahlen entscheiden, wer ihre Interessen in der Regio-
nalversammlung vertritt. Die Mitglieder der Regionalversammlung werden nach Verhältnis-
wahl (Listen) gewählt. Jede Wählerin/jeder Wähler (ab 16 Jahre) hat eine Stimme. 

Der Regionalversammlung gehören mindestens 80, höchstens 96 ehrenamtliche Mitglieder 
an. Möglich sind also bis zu 16 Ausgleichssitze, damit das Sitzverhältnis sowohl dem Ergebnis 
der Wahl in den einzelnen Wahlkreisen als auch dem Verhältnis der in der Region Stuttgart 
erreichten Gesamtstimmenzahl entspricht. Die derzeit vierte Regionalversammlung zählt 91 
Mitglieder.

Der von der Regionalversammlung gewählte ehrenamtliche Verbandsvorsitzende bereitet 
die Gremiensitzungen vor und leitet sie. Die Alltagsarbeit wird durch einen kleinen Verwal-
tungsstab bewältigt, an dessen Spitze ein von der Regionalversammlung jeweils auf acht 
Jahre gewählter, hauptamtlicher Regionaldirektor steht. Dieser ist Beamter auf Zeit.

Der Verband Region Stuttgart
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Links
Informationen zur Kommunalwahl
www.kommunalwahl-bw.de

Informationen zur Europawahl
www.europawahl-bw.de/

Informationen für Erstwähler
www.waehlenab16-bw.de/

Nachrichten vom Deutschlandfunk in Leichter Sprache
www.nachrichtenleicht.de/

Bundes-Vereinigung Lebenshilfe
Hier gibt es Infos zu ganz verschiedenen Themen.
www.lebenshilfe.de/de/leichte-sprache/index.php

Deutscher Bundes-Tag
Hier gibt es viele Infos über den Deutschen Bundes-Tag.
www.bundestag.de/leichte_sprache/

Ich kenne meine Rechte
Hier geht es um die Rechte von Menschen mit Behinderung 
und die UN-Konvention.
www.ich-kenne-meine-rechte.de/

Kommunalwahl 2014„mach´s klar!“
Unterrichtsreihe für Haupt-, Werkreal- und Realschulen. Die Reihe „mach´s klar!“ erklärt auf 
vier Seiten im A4-Format Politik einfach und verständlich.
Download: 
www.lpb-bw.de/fileadmin/lpb_hauptportal/pdf/machs_klar/machs_klar_1_14.pdf

www.lpb-bw.de

www.lebenshilfe-bw.de

http://www.baden-wuerttemberg.de/de/bw-gestalten/gerechtes-ba-
den-wuerttemberg/menschen-mit-behinderung/

Links
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In Leichter Sprache: 

Einfach wählen gehen!
Kommunalwahlen und 
Europawahl 2014

Broschüren für Menschen mit Behinderun-
gen, bei der Verständlichkeit in Wort und 
Bild an oberster Stelle steht. 

Die Broschüre wird in Zusammenarbeit mit 
dem Landesverband der Lebenshilfe Ba-
den-Württemberg und dem Beauftragten 
der Landesregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen herausgege-
ben.

Zu bestellen bei:

Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg
Staffl enbergstr. 38
70184 Stuttgart
Fax 0711.16 40 99 77
marketing@lpb.bwl.de
www.lpb-bw.de/shop

Landesverband Baden-
Württemberg der Lebenshilfe für 
Menschen mit Behinderung e.V.
Neckarstraße 155a
70190 Stuttgart
Tel. 0711-25589-24
Fax 0711-25589-55
info@lebenshilfe-bw.de
www.lebenshilfe-bw.de

Wahlportal:
Das Wahlportal der Landeszentrale bietet 
umfassende Informationen zu den Aufga-
ben von Gemeinden und Kreisen sowie zum 
Wahlrecht

www.kommunalwahl-bw.de
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